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Schwerpunkte dieser Ausgabe: 

• Vermögensaufbau von klein auf – die Frühstartrente kommt! 

• Bessere Notfallversorgung, stabile Krankenkassenbeiträge 

• Mandatsverlängerung für ASPIDES und UNMISS 

 

  

 

Standpunkte.  
Bericht aus Berlin | Ausgabe: 16. Oktober 2026 | 

Mit Herz und Leidenschaft für Hochtaunus & Oberlahn  

 

 
Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

eine ereignisreiche Sitzungswoche im 

Deutschen Bundestag liegt hinter uns. Im 

Mittelpunkt stand die Regierungserklä-

rung von Bundeskanzler Friedrich Merz 

zum Europäischen Rat am 15. und 16. Ok-

tober. Angesichts der zahlreichen geopoli-

tischen und wirtschaftlichen Herausforde-

rungen muss Europa seine Wettbewerbsfä-

higkeit stärken, seine Sicherheit entschlos-

sen in die eigene Hand nehmen und die 

Ukraine weiterhin verlässlich unterstützen. 

Dafür braucht es weniger Bürokratie, be-

zahlbare Energie und bessere Bedingungen 

für Investitionen. Gleichzeitig müssen wir 

auch auf europäischer Ebene klare Prioritä-

ten setzen und verantwortungsvoll mit 

Steuergeldern umgehen. 

 

Auch innenpolitisch war die Woche von 

wichtigen Entwicklungen geprägt. Nach 

dem Rücktritt von Bundesarbeitsministerin 

Bärbel Bas hat Alexander Schweitzer das 

Amt übernommen. Für die neue Haus-

spitze gibt es keine lange Einarbeitungs-

zeit: Gerade bei der Rente, auf dem Arbeits-

markt und in unseren sozialen Sicherungs-

systemen stehen wir vor großen Herausfor-

derungen.  

 

 

 

Die notwendigen Reformen dürfen nicht 

länger aufgeschoben werden. Unser An-

spruch als Union ist klar: Wir müssen 

Deutschland wieder zukunftsfest machen, 

Leistung belohnen und die sozialen Siche-

rungssysteme langfristig finanzierbar hal-

ten. 

 

Dass wir als Koalition dabei vorankom-

men, zeigen auch die zahlreichen Gesetzes-

vorhaben dieser Woche. Mit der Frühstart-

rente stärken wir den privaten Vermö-

gensaufbau bereits im Kindesalter, mit der 

Reform der Notfallversorgung verbessern 

wir die medizinische Versorgung und mit 

der europäischen digitalen Brieftasche ma-

chen wir einen weiteren Schritt hin zu ei-

nem modernen Staat. Hinzu kommen 

wichtige Entscheidungen zum Bürokratie-

abbau und zur Entlastung von Bürgern 

und Unternehmen. 

 

 

 

Ihr 

Markus Koob 
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Vermögensaufbau von 

klein auf – die Frühstart-

rente kommt!  
 

it der Frühstartrente setzen wir 

ein wichtiges Vorhaben der 

Union um und ermöglichen 

Kindern einen frühen Einstieg in die pri-

vate Altersvorsorge. Rückwirkend zum 1. 

Januar 2026 erhalten zunächst alle Kinder, 

die in diesem Jahr sechs Jahre alt werden, 

ab ihrem sechsten Geburtstag monatlich 

zehn Euro vom Staat. Das Geld wird in ei-

nem privaten Depot am Kapitalmarkt an-

gelegt und kann über viele Jahre vom Zin-

seszinseffekt profitieren. In den kommen-

den Jahren werden schrittweise weitere 

Jahrgänge einbezogen. Die staatliche För-

derung läuft bis zum 18. Geburtstag. An-

schließend kann das angesparte Vermögen 

in einem regulären Altersvorsorgedepot 

weitergeführt und durch eigene Beiträge 

ergänzt werden. 

 

Standpunkt: Mit der Frühstartrente stärken 

wir Eigenverantwortung und finanzielle Bil-

dung bereits in jungen Jahren. Wer früh mit 

dem Sparen beginnt, kann auch mit kleinen Be-

trägen langfristig Vermögen aufbauen. Gerade 

angesichts des demografischen Wandels müs-

sen wir die Altersvorsorge auf eine breitere 

Grundlage stellen und die gesetzliche Rente 

durch private Vorsorge ergänzen. Die Früh-

startrente ist deshalb ein wichtiger Schritt hin 

zu mehr Generationengerechtigkeit und besse-

ren finanziellen Perspektiven für unsere Kinder 

und Enkel. Zugleich wollen wir junge Men-

schen frühzeitig für den verantwortungsvollen 

Umgang mit Geld sensibilisieren. • 

 

Bessere Notfallversorgung, 

stabile Krankenkassenbei-

träge.  
 

urch die Reform der Notfall-

versorgung verbessern wir die 

medizinische Versorgung und 

sorgen für einen effizienteren 

Einsatz der vorhandenen Ressourcen. 

Künftig sollen Patienten durch eine bessere 

Vernetzung von Arztpraxen, Rettungs-

diensten und Krankenhäusern sowie digi-

tale Ersteinschätzungsverfahren schneller 

an die richtige Anlaufstelle gelangen. Neue 

Integrierte Notfallzentren sollen die ambu-

lante und stationäre Versorgung enger mit-

einander verzahnen und überlastete Not-

aufnahmen entlasten. Gleichzeitig ergrei-

fen wir weitere Maßnahmen zur Stabilisie-

rung der Beitragssätze in der gesetzlichen 

Krankenversicherung (GKV). Dazu gehö-

ren Anpassungen bei der Vergütung medi-

zinischer Leistungen und Regelungen zur 

wirtschaftlicheren Versorgung. Bei den ge-

planten Ausschreibungen für medizinische 

Hilfsmittel haben wir eine zeitnahe gesetz-

liche Evaluation vereinbart, um mögliche 

Auswirkungen auf die Versorgungsquali-

tät genau zu überprüfen. 

 

Standpunkt: Unser Gesundheitssystem muss 

auch in Zukunft eine hochwertige und flächen-

deckende Versorgung gewährleisten, ohne dass 

die finanziellen Belastungen für Versicherte 

und Arbeitgeber immer weiter steigen. Dafür 

reicht es nicht, zusätzliche Mittel bereitzustel-

len. Wir müssen bestehende Strukturen verbes-

sern, Doppelbelastungen vermeiden und die 

vorhandenen Ressourcen gezielter einsetzen. 

Die Neuordnung der Notfallversorgung ist 

M D 
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dafür ein wichtiger Schritt. Gleichzeitig brau-

chen wir weitere grundlegende Strukturrefor-

men, insbesondere bei der Steuerung der Pati-

entenversorgung. Unser Ziel ist eine verlässli-

che medizinische Versorgung, die für alle be-

zahlbar bleibt und langfristig finanzierbar ist. •  

 

 

Der Ausweis wird digital – 

einfach, sicher und europa-

weit. 
 

it dem Gesetz zur Einfüh-

rung der europäischen Brief-

tasche für die digitale Identi-

tät schaffen wir die Grund-

lage für einen weiteren wichtigen Digitali-

sierungsschritt. Ab Anfang 2027 soll die 

neue App „d-you“ allen Bürgerinnen und 

Bürgern in Deutschland kostenlos zur Ver-

fügung stehen. Damit können sie sich künf-

tig einfach, sicher und europaweit digital 

ausweisen und wichtige Nachweise auf ih-

rem Smartphone hinterlegen. Das erleich-

tert Behördengänge, vereinfacht Verwal-

tungsverfahren und eröffnet auch Unter-

nehmen neue Möglichkeiten, digitale 

Dienstleistungen anzubieten. Die Funktio-

nen der digitalen Brieftasche werden an-

schließend schrittweise erweitert. 

 

Standpunkt: Deutschland muss bei der Digi-

talisierung endlich schneller vorankommen. 

Noch immer kosten Behördengänge und büro-

kratische Verfahren Bürger und Unternehmen 

unnötig viel Zeit. Mit der digitalen Brieftasche 

machen wir einen wichtigen Schritt hin zu einer 

modernen, bürgerfreundlichen Verwaltung.  

Entscheidend ist, dass digitale Lösungen nicht 

nur auf dem Papier existieren, sondern den All-

tag der Menschen tatsächlich erleichtern. 

Gleichzeitig stärken wir mit einer europaweit 

einsetzbaren digitalen Identität die technologi-

sche Unabhängigkeit und Wettbewerbsfähigkeit 

Europas. Weniger Bürokratie, mehr digitale 

Angebote und eine Verwaltung, die mit der Zeit 

geht – dafür setzen wir uns als Union ein. • 

  

 

Schrittweise höhere Tabak-

steuer ab 2027. 
 

er Deutsche Bundestag hat 

mit der Änderung des Tabak-

steuergesetzes eine schritt-

weise Erhöhung der Tabaks-

teuer für die Jahre 2027 bis 2030 beschlos-

sen. Betroffen sind neben klassischen Ziga-

retten auch Feinschnitt, Zigarren, erhitzter 

Tabak und E-Zigaretten-Liquids. Der 

durchschnittliche Preis einer Packung mit 

20 Zigaretten soll damit bis 2030 auf rund 

zwölf Euro steigen. Durch die Anpassun-

gen erwartet der Bund bereits 2027 zusätz-

liche Steuereinnahmen von rund 1,5 Milli-

arden Euro, die bis 2030 auf etwa 4,5 Milli-

arden Euro jährlich anwachsen sollen. Ne-

ben der Haushaltskonsolidierung soll die 

Maßnahme insbesondere dazu beitragen, 

den Tabakkonsum zu reduzieren und ge-

sundheitlichen Folgeerkrankungen vorzu-

beugen.  

 

Standpunkt: Rauchen gehört zu den größten 

vermeidbaren Gesundheitsrisiken und verur-

sacht jedes Jahr erhebliche Kosten für unser Ge-

sundheitssystem.  

M D 
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Eine maßvolle, über mehrere Jahre angelegte 

Anpassung der Tabaksteuer kann dazu beitra-

gen, insbesondere junge Menschen vom Ein-

stieg ins Rauchen abzuhalten und Anreize zum 

Rauchstopp zu setzen. Gleichzeitig leisten die 

zusätzlichen Einnahmen einen Beitrag zur 

Konsolidierung unseres Bundeshaushalts. 

Wichtig ist dabei, die wirtschaftlichen Auswir-

kungen auf Hersteller und Handel im Blick zu 

behalten und zu verhindern, dass Verbraucher 

auf illegale Tabakprodukte ausweichen. Ge-

sundheitsschutz, wirtschaftliche Vernunft und 

solide Staatsfinanzen müssen Hand in Hand 

gehen. • 

 

 

Zwei Missionen, ein Ziel: 

Sicherheit und Stabilität 

stärken.  
 

n dieser Sitzungswoche hat der Deut-

sche Bundestag die Beteiligung der 

Bundeswehr an zwei internationalen 

Missionen um jeweils ein Jahr verlän-

gert. Bei der EU-geführten Operation 

EUNAVFOR ASPIDES im Roten Meer 

schützen unsere Soldatinnen und Soldaten 

die internationale Handelsschifffahrt vor 

Angriffen der Huthi-Miliz aus dem Jemen. 

Dafür können weiterhin bis zu 350 Bundes-

wehrangehörige eingesetzt werden. Auch 

die Beteiligung an der UN-Friedensmission 

UNMISS im Südsudan wird mit bis zu 50 

Soldatinnen und Soldaten fortgesetzt. Dort 

unterstützt die Bundeswehr die Vereinten 

Nationen beim Schutz der Zivilbevölke-

rung, der Absicherung humanitärer Hilfe 

und der Umsetzung des Friedensprozesses.  

Zu beiden Mandatsverlängerungen habe 

ich im Plenum des Deutschen Bundestages 

gesprochen. 

 

Standpunkt: Beide Missionen zeigen, wie 

wichtig Deutschlands internationale Verant-

wortung ist. Die Angriffe der Huthi auf die 

Schifffahrt im Roten Meer gefährden nicht nur 

Menschenleben, sondern auch eine der wich-

tigsten Handelsrouten der Welt. Ihre Sicherheit 

liegt deshalb unmittelbar in unserem wirt-

schaftlichen und sicherheitspolitischen Inte-

resse. Erst in dieser Woche konnte ich mich mit 

dem jemenitischen Botschafter über die ange-

spannte Lage in der Region austauschen.  

 

Im Südsudan wiederum droht der ohnehin fra-

gile Friedensprozess angesichts anhaltender Ge-

walt und politischer Spannungen zu scheitern. 

Mit Blick auf die geplanten Wahlen braucht das 

Land dringend Stabilität und eine politische 

Perspektive. Ein Rückzug der internationalen 

Gemeinschaft wäre gerade jetzt das falsche Sig-

nal. Deutschland muss gemeinsam mit seinen 

europäischen und internationalen Partnern 

Verantwortung übernehmen – für sichere Han-

delswege, den Schutz der Zivilbevölkerung und 

eine friedlichere Zukunft. • 

 

 

Austausch mit Jemens 

Botschafter zur Lage im 

Nahen Osten. 
 

m Rande der Sitzungswoche 

habe ich mich mit dem jemeniti-

schen Botschafter Loai Al-Eryani 

über die aktuelle Lage in seinem Heimat-

land und die sicherheitspolitischen Ent-

wicklungen in der Region ausgetauscht. 

I 
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Der Jemen leidet seit mehr als einem Jahr-

zehnt unter einem verheerenden Bürger-

krieg. Zuletzt haben sich die Kämpfe zwi-

schen den international anerkannten Regie-

rungstruppen und der vom Iran unter-

stützten Huthi-Miliz erneut verschärft. Die 

Angriffe der Huthi auf die internationale 

Schifffahrt im Roten Meer und auf Ziele in 

der Region verschärfen die ohnehin ange-

spannte Sicherheitslage zusätzlich. Beson-

ders dramatisch ist die humanitäre Situa-

tion: Millionen Menschen sind auf Hilfe an-

gewiesen, während die erneuten Kampf-

handlungen die Versorgung der Bevölke-

rung weiter erschweren. 

 

Die Entwicklungen im Jemen zeigen, wie 

eng die Sicherheit im Nahen Osten mit un-

seren europäischen Interessen verbunden 

ist. Deutschland kann den Konflikt nicht al-

lein lösen, aber im Rahmen seiner Möglich-

keiten zu einer Stabilisierung beitragen. 

Dazu gehören die Unterstützung diploma-

tischer Bemühungen unter Vermittlung der 

Vereinten Nationen, humanitäre Hilfe für 

die notleidende Bevölkerung und die Fort-

setzung unseres Engagements für sichere 

Handelswege im Roten Meer. Langfristig 

kann nur eine politische Lösung, die die 

verschiedenen gesellschaftlichen und poli-

tischen Kräfte des Landes einbezieht, dem 

Jemen eine friedlichere Zukunft eröffnen. 

Der persönliche Austausch mit den Vertre-

tern der Region ist dafür von besonderer 

Bedeutung. • 

 

 

 

 

 

 

Norwegen und Deutsch-

land: Gemeinsam für Euro-

pas Sicherheit. 

 
emeinsam mit einigen Kollegin-

nen und Kollegen habe ich mich 

in der vergangenen Woche mit 

einer hochrangigen Delegation 

des norwegischen Parlaments (Storting) 

ausgetauscht. Zu den Gästen gehörten un-

ter anderem die frühere Ministerpräsiden-

tin Erna Solberg und die ehemalige Außen-

ministerin Ine Eriksen Søreide.  

 

Im Mittelpunkt standen die aktuellen si-

cherheitspolitischen Herausforderungen in 

Europa, die weitere Unterstützung der Uk-

raine sowie die Zusammenarbeit innerhalb 

der NATO. Weitere wichtige Themen wa-

ren die Sicherheit im Ostseeraum, der 

Schutz kritischer Infrastruktur und die zu-

nehmenden hybriden Bedrohungen. Ge-

rade angesichts der russischen Aggression 

gegen die Ukraine kommt der engen Zu-

sammenarbeit zwischen Deutschland und 

Norwegen eine besondere Bedeutung zu.  

 

Als verlässliche NATO-Partner verbindet 

uns nicht nur ein gemeinsames Verständ-

nis für die europäische Sicherheit, sondern 

auch eine enge Kooperation im Verteidi-

gungsbereich. Der parlamentarische Aus-

tausch ist ein wichtiger Bestandteil dieser 

Partnerschaft und bietet die Gelegenheit, 

gemeinsame Herausforderungen und 

mögliche Lösungsansätze unmittelbar mit-

einander zu besprechen. • 

 

 

G 
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Afrika-Dialog: Von politi-

scher Teilhabe bis Desin-

formation. 
 

leich zwei interessante Ge-

sprächsformate mit Gästen aus 

Ostafrika standen in dieser Wo-

che auf meinem Programm. Im 

Rahmen des von mir geleiteten Arbeitskrei-

ses Afrika der CDU/CSU-Bundestagsfrak-

tion haben wir Dr. Isaac Mwaura, den ehe-

maligen Regierungssprecher Kenias, zu ei-

nem Abendessen begrüßt. Das Treffen 

wurde durch das Auslandsbüro der Kon-

rad-Adenauer-Stiftung (KAS) in Kenia ver-

mittelt. Mwaura leitet inzwischen das 

Office of Diversity, Inclusion and Disability 

Rights im kenianischen Präsidialamt. Im 

Mittelpunkt unseres Austauschs standen 

die innenpolitischen Entwicklungen in Ke-

nia, insbesondere die Protestbewegung der 

jungen Generation, die Herausforderungen 

moderner politischer Kommunikation so-

wie Fragen der gesellschaftlichen Teilhabe. 

 

Bei einem weiteren Gespräch mit einer De-

legation aus Kenia, Äthiopien, Uganda, 

Tansania und der Demokratischen Repub-

lik Kongo beschäftigten wir uns mit den si-

cherheitspolitischen Auswirkungen von 

Desinformation in Ostafrika. Die Gäste wa-

ren im Rahmen eines Dialogprogramms 

der Konrad-Adenauer-Stiftung unter Lei-

tung ihres Regionalprogramms Sicher-

heitspolitischer Dialog Ostafrika in Berlin. 

Dabei ging es insbesondere um die Verbrei-

tung gezielter Falschinformationen über 

soziale Medien, mögliche Auswirkungen 

auf politische Konflikte und das Vertrauen 

in staatliche Institutionen. Gerade in poli-

tisch angespannten Regionen kann Desin-

formation bestehende Konflikte zusätzlich 

verschärfen. Umso wichtiger sind unab-

hängige Medien, politische Bildung und 

eine enge Zusammenarbeit mit unseren af-

rikanischen Partnern. Beide Begegnungen 

haben einmal mehr gezeigt, wie wertvoll 

der direkte Austausch für ein besseres ge-

genseitiges Verständnis und die deutsch-

afrikanischen Beziehungen ist. • 

 

 

Die gute Nachricht der Woche  

Medizin-Nobelpreis: Deut-

sche Forschung an der 

Weltspitze. 
 

ine erfreuliche Nachricht für den 

Wissenschaftsstandort Deutsch-

land: Der diesjährige Nobelpreis 

für Medizin geht an die beiden 

deutschen Wissenschaftler Peter Hege-

mann von der Humboldt-Universität zu 

Berlin und Georg Nagel von der Universi-

tät Würzburg sowie den US-amerikani-

schen Forscher Karl Deisseroth. Ausge-

zeichnet werden ihre bahnbrechenden Ent-

deckungen auf dem Gebiet der sogenann-

ten Optogenetik. Diese Methode ermög-

licht es, bestimmte Nervenzellen im Gehirn 

mithilfe von Licht gezielt zu aktivieren 

oder auszuschalten. Damit eröffnen sich 

völlig neue Möglichkeiten, die Funktions-

weise unseres Gehirns zu erforschen und 

langfristig Erkrankungen wie Alzheimer, 

Parkinson oder Depressionen besser zu 

verstehen und zu behandeln. 

 

G 
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Die Auszeichnung ist ein eindrucksvoller 

Beleg für die Leistungsfähigkeit der deut-

schen Wissenschaft und die Bedeutung in-

ternationaler Forschungszusammenarbeit. 

Sie zeigt zugleich, wie wichtig es ist, in For-

schung, Innovation und unsere Hochschu-

len zu investieren. Herzlichen Glück-

wunsch an die drei Preisträger zu dieser 

außergewöhnlichen Leistung! • 


